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gerichtliche Vergabepraxis pro Verwalter korrektiv zu des-
sen Ergebnissen im Blick zu behalten.14

Die Erhebungsmethodik unterscheidet sich damit in einem 
wesentlichen Punkt von der Bewertungsmethodik des AG 
Hannover:15 Dort wird ein „Ranking“ der Verwalter nach ei-
nem Punktesystem aufgestellt, wobei auch nicht empirisch 

Fortgeschriebene Verfahrenskennzahlenauswertung – was Insolvenzverwalter leisten 
können

Ein Ergebnisauswertungsbericht der Erhebungen beim AG Hamburg unter Einschluss der Verfahrens-
kennzahlen 2009

von Richter am Amtsgericht (Insolvenzgericht) Frank Frind, Hamburg

Die Auswertung von Verfahrenskennzahlen durch Insolvenzgerichte „greift weiter um sich“.1 Rattunde hat jüngst darauf 
hingewiesen, dass dies der „wichtigste und richtigste Ansatz“ zur Bewertung der Tätigkeit von Insolvenzverwaltern ist.2 
Während in Fachwelt und Literatur zur Frage der Verwalterauswahl der leistungsorientierte Ansatz zunehmend massiv re-
klamiert wird3 und eine bundesweite Gläubigerschutzvereinigung bereits den bei ihr „akkreditierten“ leistungsgemessenen 
Verwalter proklamiert,4 sind die „Verwalterverbände“ noch zögerlich. Sie setzen nach wie vor auf die Stärkung formeller 
Rahmen- und Ablaufkriterien.5 Der nachfolgende Bericht zeigt, dass Leistung „keine Zauberei“ sein muss und empirisch 
valide Verfahrenskennzahlen (insgesamt und für jeden einzelnen Verwalter) bei längerer Beobachtung unproblematisch zu 
gewinnen sind. Die in der IFB-Untersuchung v. Juli 2009 befragten Insolvenzgerichte waren zum überwiegenden Teil bereits 
bereit, erfolgsorientierte Faktoren bei der Bestellung im Einzelfall zu berücksichtigen.6 Dies gilt auch für Gläubiger, insbe-
sondere Banken.7 Leistung ist interessant für alle Verfahrensbeteiligten.

I. Ansatz der Erhebung

Der Verfasser hatte bereits über die beim Insolvenzgericht 
Hamburg in den  Jahren 2007 (für die schlussgerechneten 
Verfahren der Jahre 2004 – 2006) 2008 und 2009 jeweils für 
das zurückliegende Schlussrechnungsjahr durchgeführten 
Verfahrenskennzahl-Erhebungen berichtet.8 Dogmatischer 
Ausgangspunkt ist die Entscheidung des BVerfG v. 
23.5.2006.9 Dieses hat den Insolvenzrichtern aufgegeben, 
die für Vorauswahl und Auswahl von Insolvenzverwaltern 
notwendigen Daten nach ihrem Ermessen zu „erheben, veri-
fizieren und strukturieren“. Diesem Anspruch gilt es gerecht 
zu werden. Der Bundesarbeitskreis Insolvenzgerichte e.V. 
(BAKinso e.V.) hat erst jüngst auf seiner Jahrestagung im 
November 2010 den Gesetzgeber erneut aufgefordert, eine 
Neuregelung des §  56 InsO dahin gehend vorzunehmen, 
dass die Leistung eines Insolvenzverwalters und die nachge-
prüfte Qualität seiner Verfahrensabwicklung dort imple-
mentierte und wichtigste Zugangsvoraussetzung werden.10 
Formulierungsvorschläge zur Umsetzung liegen seit Lan-
gem auf dem Tisch.11

Der der Befragung zugrunde liegende Fragebogen des AG 
Hamburg an die Insolvenzverwalter ist im Internet zugäng-
lich.12 BAKinso e.V. hat im Jahr 2009 an alle Insolvenzge-
richte einen ähnlichen Erhebungsbogen mit Musterfrageka-
tegorien versandt, der ebenfalls nach wie vor aktuell ist.13

Die Eckpunkte der Erhebungsmethodik der Hamburger Er-
hebung sind einerseits a) die Eingruppierung der Verfah-
rensergebnisse in drei „Größenklassen“ zur Herstellung der 
Vergleichbarkeit, b) die Bildung eines „Idealverwalters“, 
der die Gesamt-Durchschnittswerte jeder Erhebungskatego-
rie idealiter erfüllt anhand einer durchschnittlichen jährli-
chen Verfahrenszahl schlussgerechneter Verfahren mit dem 
Auftragsaufkommensprofil des Gerichtes entsprechenden 
Durchschnittsverfahren in Menge und Gehalt und c) die Be-
obachtung der Anzahl der mangels Masse, mit Massearmut 
und Masseunzulänglichkeit beendeten Verfahren, um die 
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16 Es ist aber in jedem Fall begrüßenswert, wenn immer mehr große Insolven-
zgerichte zu einer Leistungsmessung übergehen.

17 Der Aufsatz gibt in seinen Bewertungen lediglich die Meinung des Verfas-
sers wieder, nicht diejenige „des Insolvenzgerichtes Hamburg“. Das vorge-
stellte Zahlenmaterial (Auswertung) wurde in einer gemeinsamen Bespre-
chung konsentiert.

18 Dies ermöglicht sowohl Stichproben, Nachvollzug, wie auch Fragen zur 
Beantwortung.

19 Dies bietet sich z.B. an, soweit die Ergebnisse (bei anderen Gerichten) im 
Rahmen einer Bewerbungssituation zur Aufnahme in die Vorauswahl-Liste 
benutzt werden sollen. Hier sind die Überprüfungen sicher strenger vorzu-
nehmen als bei der jährlichen Kontinuitätsbeobachtung bereits gelisteter 
Verwalter von denen das Gericht ja „eigene Akten“ vorliegen hat.

20 D.h.: Keine Nachlassinsolvenzverfahren und Verfahren natürlicher Perso-
nen – auch nicht solcher – die gem. § 304 InsO in das IN-Verfahren fallen.

21 Verwalter, die ihre Durchschnittszahlen nur auf bis zu drei schlussgerech-
nete Verfahren stützen konnten, wurden nicht berücksichtigt, da diese Wer-
te ansonsten die Gesamt-Durchschnittswerte zu sehr beeinflusst hätten 
ohne repräsentative Durchschnitte für den jeweiligen Verwalter widerzu-
spiegeln.

22 Keine natürlichen Personen, keine Nachlassverfahren; hierin bestehen mas-
sive Unterschiede zu den Erhebungen des Instituts für Mittelstandsfor-
schung (IfM) Bonn, das teilweise unternehmerisch tätige natürliche Perso-
nen, teilweise sogar Stundungsverfahren, mit einbezieht.

23 Dem Verfasser ist bewusst, dass die verzögerte Beendigung eines Verfah-
rens auch von „externen“ Faktoren, wie z.B. Prozessgeschwindigkeit von 
Zivilgerichten oder der Dauer von Zwangsversteigerungsverfahren abhän-
gig sein kann.

24 Zu beachten ist auch, dass nach wie vor zu wenig Abschlagsverteilungen 
stattfinden. Evtl. sollte die Frage danach in eine gesonderte Fragekategorie 
aufgenommen werden, da die Verfahrensdauer nicht vom Verwalter (allein) 
zu beeinflussen ist und als Leistungskategorie daher nicht tauglich ist.

fielen jährlich im Durchschnitt auf jeden Verwalter jährlich ca. 
11 schlussgerechnete Verfahren (2009: 9), sodass die Erhe-
bung auch im Hinblick auf den einzelnen Verwalter zu reprä-
sentativen Werten „seiner Ergebnisse“ führen kann, soweit der 
einzelne Richter wünscht, einzelne Verwalter „in den Blick zu 
nehmen“ und dessen Vorjahresergebnisse mit einzubeziehen. 
Da nunmehr im Durchschnitt jeder Verwalter ca. 60 schlussge-
rechnete Verfahren innerhalb der Erhebungen eingebracht hat, 
sind erstmals valide Individualaussagen möglich.

In Teil A. des Fragebogens werden Werte erhoben, die eine 
Aussage über die Art der vom jeweiligen Verwalter verwal-
teten bzw. an diesen vergebenen Verfahren ermöglichen 
soll. Dies dient der korrektiven Bewertungseinschätzung 
der in Teil B. mitgeteilten Ergebnisse.

Da die Verwalter die zugrunde liegenden Az. der schlussge-
rechneten Verfahren mitzuteilen hatten, ist daraus auch ein 
Rückschluss auf die ungefähre „Schnelligkeit“ eines Ver-
walters bei der Beendigung der Verfahren möglich.23 Auf-
fällig ist nach wie vor, dass jüngere Verwalter, die – zugebe-
nermaßen bei ihnen anfallenden eher kleinen  – Verfahren 
schneller schlussrechnen, während ältere Verwalter teilwei-
se auch „Ordnungsverfahren“ aus den Jahren 2002 – 2003 
erst jetzt abrechnen. Hier könnte sich andeuten, dass mit zu-
nehmender „Akkreditierungsdauer“ beim Insolvenzgericht 
der „output“ beginnt, hinter dem „input“ hinterherzuhinken. 
Sofern die Belastung die Schlussrechnung eigentlich „ab-
rechnungsreifer“ Verfahren verhindert, müsste das Gericht 
hier korrigierend tätig werden, indem die Rechtspfleger ge-
nauer prüfen, ob Zwischenberichte wirklich valide Gründe 
für eine Fortdauer des Verfahrens enthalten.24

gemessenen Verwalter-„Qualifikationen“ (z.B. Sprachen-
kenntnis, Erfahrungen mit bestimmten Branchen, Ausstat-
tung des Büros, Ausbildung der Mitarbeiter etc.), die auf 
deren Eigenmitteilungen beruhen, jeweils ein oder mehrere 
„Punkte“ zugemessen werden. Die Punkteanzahl wird dann 
ergänzt durch leistungsorientierte Faktoren, bei denen die 
Fragestellungen der Hamburger Erhebung gleichen. Die 
Gesamtpunktzahl ergibt dann das Ranking. An diesem Vor-
gehen ist bisher in der Verwalterschaft, nach Ansicht des 
Verfassers zu Recht,16 kritisiert worden, dass die Bemessung 
der in der jeweiligen Kategorie maximal erreichbaren Punk-
te eine recht willkürliche Gewichtung der Richterschaft für 
bestimmte Faktoren darstellt und so zu einem nicht nach-
vollziehbaren Ergebnis führen würde.

Die Hamburger Erhebung stellt dagegen kein „Ranking“ der 
beim AG Hamburg gelisteten Verwalter dar, sondern eine 
reine Abbildung von deren jährlicher Leistungsbilanz, die, 
abgefedert gesteuert über die zusätzlichen Informationen in 
Teil A. (s.u.) der Befragung, dem jeweiligen Richter erlaubt, 
den Verwalter im Vergleich zu anderen Verwaltern je nach 
verschieden Leistungskategorien „einzuschätzen“, eine Vor-
gabe dazu erfolgt nicht. Die ermittelten Durchschnittswerte 
stellen allerdings deutliche, und nunmehr über Jahre verifi-
zierte, Leistungsanforderungen dar. Die vom Verfasser er-
rechneten Ergebnisse für die Auswertung des Jahres 2009 
liegen nunmehr vor.17 Die befragten Verwalter hatten zwecks 
Stichprobenkontrolle ihrer mitgeteilten Ergebnisse die von 
ihnen der Beantwortung zugrunde gelegten Verfahren nach 
Az. anzugeben.18 Alternativ kann das Gericht die Testierung 
der Ergebnisse durch einen Wirtschaftsprüfer erbitten.19

Da nunmehr Ergebnisse aus insgesamt 6 Jahren vorliegen, 
macht der Verfasser auch den Versuch, die Gesamtdurch-
schnittswerte in den einzelnen Abfrageparametern zueinan-
der ins Verhältnis zu setzen und Schlussfolgerungen daraus 
für ein Bewertungssystem zu ziehen.

II. Teil A. der Erhebung: Ermittlung der  
Erhebungsbasis und Merkmale zur  
„Eingruppierung“ des Verwalters

1. Erhebungsbasis

Wie bisher wurde der Erhebungsgegenstand auf Unterneh-
mensinsolvenzverfahren20 beschränkt. Von den befragten 44 
Insolvenzverwaltern konnten für die Auswertung 2009 des 
Verfassers empirisch valide lediglich 29 Verwalter „verwert-
bare“ Antwortbögen abgeben, da nur diese mehr als drei 
schlussgerechnete Unternehmensinsolvenzverfahren mittei-
len konnten.21 Die Anzahl der der Erhebung zugrunde lie-
genden Verfahren beträgt für das Jahr 2009 insgesamt 259 
Unternehmensinsolvenzverfahren.22

In den beiden vorangegangenen Untersuchungen lagen 287 
(2008), 296 (2007) bzw. ca. 750 Verfahren (2004 – 2006) zu-
grunde, sodass die Gesamtdurchschnittswerte über alle drei 
Untersuchungen nunmehr auf insgesamt 1.600 schlussgerech-
neten Unternehmensinsolvenzverfahren beruhen. Dabei ent-
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25 Für 2008 ergab sich eine Eröffnungsquote von 73 %, was dem zum Vorjahr 
2007 veröffentlichten Wert und anderer Untersuchungen für Hamburg 
(Haarmeyer/Beck/Frind, ZInsO 2008, 1178 ff.) entspricht.

26 Zum Verständnis sei nochmals darauf hingewiesen: Erhebungsgegenstand 
in diesem Frageteil sind alle Verfahren mit den genannten „Ereignissen“ in 
2009, egal wann eröffnet.

27 Zu schlechten Gutachten: Haarmeyer, ZInsO 2009, 1335; Check-Liste des 
BAKinso e.V., ZInsO 2009, 22  ff. = NZI 2009, 37; Erläuterungen zur 
Check-Liste BAKinso e.V., NZI 2009, 41.

28 Diese Verwalter erhalten häufig nur wenig massehaltige Verfahren.

gerechneten (und damit „früher vergebenen“) Verfahren 
schauen zu müssen.

Insgesamt ergibt sich folgende Übersicht pro Verwalter im 
Durchschnitt:

•	 § 207er-Verfahren:

•	 2007 und 2008: Durchschnittswert von Verfahren liegt 
bei 2,7; 2009: 2,5

•	 derjenige für Verfahren nach § 208 InsO liegt bei

•	 2007: 2,6; 2008: 2,8; 2009: 3,9

•	 und für § 26 InsO:

•	 2007: 3,2; 2008: 2,5; 2009: 3,6.

Im Durchschnitt hat jeder Verwalter 2009 damit 3,6 Verfah-
ren gem. § 26 InsO „produziert“. Auch dies ist ein Wert, der 
ein für eine gewisse Leistung bei der Durchdringungstiefe 
der Gutachten tauglicher Vergleichswert sein kann.27

Die Anzahl der Verfahren, die der Verwalter gem. §§ 207, 
208 InsO nicht mit einer Verteilung an alle Insolvenzgläubi-
ger abschließen kann, ist individuell pro Verwalter zu beob-
achten. Sie darf nicht signifikant höher liegen, als der Wert 
gleich eingeordneter Verwalter, um eine Beurteilung im Ver-
gleichswege gerecht zu gestalten.

➞ Der „Idealverwalter“ (Verfahrensverteilung eröffneter 
Verfahren nach Größenklassen im Verhältnis: 6/5/1) verur-
sacht über die Jahre betrachtet im Durchschnitt bei Unter-
nehmensinsolvenzverfahren eine Eröffnungsquote um 73 % 
pro Jahr, 2,6 Verfahren, die er nach § 207 einstellen muss, 
3,1 Verfahren, die §  208 InsO-Anzeigen erleben und 3,1 
Verfahren, die nicht eröffnet werden können pro Jahr, bei 
einem „Auftragsvolumen" von durchschnittlich 17 Unter-
nehmensinsolvenzverfahren pro Jahr (ggf. sind höhere Auf-
tragszahlen entsprechend hochzurechnen).

Der Verfasser hat für seine eigenen Bewertungen der von 
den Insolvenzverwaltern mitgeteilten Durchschnittswerte 
folgende schlagwortartig bezeichneten Gruppen von Ver-
waltern gebildet:

•	 „Ordnungsverfahrensverwalter“:28

•	 Schwerpunkt Verfahrensanzahl in Größenklasse bis 
25.000 € (zugleich fortlaufend mehr Abweisungen man-
gels Masse als Durchschnitt)

2. Gehalt der Verfahren

Die schlussgerechneten Verfahren waren zahlenmäßig in 
drei Größenklassen betreffend die Teilungsmasse mitzutei-
len: bis 25.000 €, bis 250.000 €, über 250.000 €. Dies ent-
spricht den Hauptkategorien der Vergütung gem. § 2 InsVV.

Sinn der Unterteilung ist es, die mitgeteilten Durchschnitts-
werte in den einzelnen Fragekategorien verlässlicher unter 
Berücksichtigung der vom Verwalter bearbeiteten Verfah-
rensstruktur bewerten zu können (Stichwort: „Qualitätsver-
gleich unter Berücksichtigung der Struktur der vergebenen 
Verfahren“).

a) Verteilung nach Größenklassen 2009

•	 bis 25.000 €: 117 Verfahren (= 45 % der schlussgerech-
neten Verfahren),

•	 bis 250.000 €: 107 Verfahren (= 41 %),

•	 über 250.000 €: 35 Verfahren (= 14 %),

•	 Verhältnis Eröffnungen/Abweisungen:

•	 398 Verfahren (alle Verwalter) zu 104 Verfahren

•	 Eröffnungsquote 79 %.25

Die Verfahrensverteilung hinsichtlich der „Größenklassen“ 
der schlussgerechneten Verfahren ist über die Jahre nahezu 
gleichgeblieben:

2007 2008 2009 2009

bis 25.000 €: 132 140 117 (45 %)

bis 250.000 €: 129 124 107 (41 %)

über 250.000 €: 35 23 35 (14 %)

Diese durchschnittliche Verteilung erlaubt es, als Maßstab 
genommen, den einzelnen Verwalter hinsichtlich „seiner“ 
Verfahrensverteilung als über-, durchschnittlich oder unter-
durchschnittlich mit massehaltigen Verfahren berücksichtigt 
einzuschätzen.

➞ Der „Idealverwalter“ hat somit eine Durchschnitts-Grö-
ßen-Verteilung seiner schlussgerechneten Verfahren von 
6/5/1 pro Jahr (oder 2009: 4/4/1). Ein solcher Verwalter 
müsste dann mindestens die nachfolgend genannten Durch-
schnittswerte in den erfragten Kategorien erreichen. Bei Ab-
weichungen sind ggf. Wertungs-Abschläge zu machen.

b) Art des Verfahrensabschlusses

Zur weiteren Überprüfungsmöglichkeit der korrekten „Ein-
gruppierung“ des Verwalters wurden, wie bisher, die Anzahl 
der Eröffnungen, Abweisungen mangels Masse, Einstellun-
gen gem. § 207 InsO und Anzeigen gem. § 208 InsO erfragt. 
Diese Werte betrafen die genannten Ereignisse im Jahr 2009 
pro Verwalter26 und ermöglichen daher eine erweiterte „Ge-
samtsicht“ auf die Art der Verfahren, die der jeweilige Ver-
walter erhält, ohne nur in die Vergangenheit auf die schluss-
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29 Diese Verwalter erhalten auch gleichmäßig Betriebsfortführungen, Verfah-
ren mit mehreren Angestellten oder bei Auftragserteilung bereits ersichtlich 
massehaltigere Verfahren (Grundstücke, Forderungsbestand, Kontenbe-
stand etc.).

30 Diese Verwalter erhalten schwerpunktmäßig, aber nicht nur, bereits anfäng-
lich als sehr massehaltig einzuschätzende Verfahren. Die letztgenannte 
Gruppe konnte, da sich aus der Beantwortung der Frage nach den fortge-
führten Betrieben ergab, dass die Größenklasse 3 auch bei „Nicht-Betriebs-
fortführungsverfahren“ erreicht wurde, nicht einfach mit „Betriebsfortfüh-
rungen“ gleichgesetzt werden.

31 Zur durchschnittlichen Verteilung der Verfahren auf die „Größenklassen“ 
s.o.

32 Einzusehen unter der Internet-Seite des IfM-Bonn oder unter www.bakinso/
Informationen/Materialien zur Gutachtenprüfung.de.

33 Vgl. zur Kritik an der Studie wegen Einbeziehung der natürlichen Personen 
aus dem „IN-Verfahren“: BAKinso-News-Letter August 2009, dort Teil I.

sog. „IFM-Studie“ des Instituts für Mittelstandsforschung 
Bonn aus dem Juni 200932 weist unbereinigt (mit natürli-
chen Personen) eine Quote von durchschnittlich 3,6 % und 
bereinigt für Unternehmensinsolvenzverfahren eine Quote 
von 7,72 % aus.33

Weiterhin zeigt die Konkordanz der Hamburger Werte aus 
mittlerweile 6 Erhebungsjahren, dass diese Werte empirisch 
valide sind, da eine manipulative „Beeinflussung“ der Werte 
eine Absprache von 29 Insolvenzverwaltern untereinander 
über die Meldung „erfundener“ Werte mit genau diesen ag-
gregierten Endergebnissen bei völlig unterschiedlichen Ein-
zelwerten auf einem „End-Level“ voraussetzen würde.

Äußerst interessant ist weiterhin die Beobachtung der Kor-
relation der erzielten Quotenwerte zu den in den Kategorien 
Nr. 3 („Realisierung virtuelles Vermögen“) und Nr. 5 („Ver-
waltungs- und Verfahrenskosten“) erzielten Werten: Hier 
zeigt sich eindeutig, dass die Quote für die ungesicherten 
Gläubiger bei denjenigen Verwaltern am höchsten ist, die es 
verstehen, die Masse auch durch „erkämpfte“ Ansprüche zu 
mehren und deren Abrechnungen ein vernünftiges Verhält-
nis zwischen Kosten und Masse aufweisen.

Betrachtung nach Größenklassen:

Die häufig geäußerte Kritik von Leistungserhebungen bei 
Insolvenzverwaltern, „das ist doch abhängig von der Güte 
der Verfahren, die das Gericht vergibt“, ist durch die Ham-
burger Erhebung vollkommen widerlegt: Spitzenverwalter 
mit einem Schwerpunkt der schlussgerechneten Verfahren 
in der Größenklasse 1 konnten auch 2009 Durchschnittwer-
te zwischen 5 % – 9 % erreichen!

Lehrsatz: Wer eine Verteilung der schlussgerechneten Ver-
fahren von 6/5/1 im Verhältnis hat, muss mindestens eine 
Durchschnittsquote von 10 % erreichen.

2. Durchschnittliche Befriedigungsquote der 
absonderungsberechtigten Gläubiger

Ermittelt werden sollte hier der durchschnittliche Anteil von 
Absonderungsrechten an der Insolvenzmasse (= Bedeutung 

•	 „Sowohl als Auch“-Verwalter:29 Schwerpunkt in Größen-
klasse 1, aber Wert in Größenklasse 2 ist höher als Hälfte 
von Größenklasse 1 (wenig Abweisungen mangels Mas-
se, meist überdurchschnittliche Anzahl von § 208 Fällen)

„Viel-Masse-Verfahren-/bzw. Betriebsfortführungsverwal-
ter“:30

Wert in Größenklasse 2 ist mindestens doppelt so hoch, wie 
in Größenklasse 1 und er erhielt mindestens vier oder mehr 
Verfahren/Jahr in zusammen Größenklasse 2 und Größen-
klasse 3 (dort mindestens ein Verfahren) (wenig bis kaum 
Abweisungen mangels Masse und Einstellungen).

Im Ergebnis vermerkt der Verfassers immer wieder durch 
die tatsächlichen mitgeteilten Größenklassen-Ergebnisse 
der schlussgerechneten Verfahren nützliche Relativierungen 
der eigenen Einschätzung von beauftragten Verwaltern, 
nämlich, dass z.B. Verwalter, die in jüngerer Zeit eigentlich 
häufig Betriebsfortführungsverfahren erhalten (und aktuell 
eigentlich in Größenklasse 3 verortet wurden), entweder im 
Jahr 2009 aus Gründen der damaligen Verfahrensvergabe 
oder des Auftragsaufkommens in den Ursprungsjahren nur 
mäßig massehaltige Verfahren abrechnen konnten und nur 
in Größenklasse 1 einzuordnen waren.

III. Teil B.: Abfragekategorien und Ergebnisse

In Teil B. der Befragung wurden die Insolvenzverwalter, 
wie bisher, gebeten, aus ihren schlussgerechneten Verfahren 
die jeweiligen Durchschnittswerte in verschiedenen Frage-
kategorien mitzuteilen. Es handelt sich somit quasi um den 
„Leistungsteil“ des Fragebogens.

Zu beachten ist, dass diese Werte nach folgender Methode 
zu ermitteln waren:

Durchschnittsquoten: Abgefragte Durchschnittquote ist der 
Durchschnittswert der im jeweiligen Erhebungsjahr in den 
einzelnen Verfahren jeweils errechneten Quoten in den ein-
zelnen Fragekategorien, d.h. Wertermittlung pro Verfahren, 
dann Aggregierung.

1. Durchschnittliche Befriedigungsquote der 
ungesicherten Gläubiger

Die Spanne der Antworten lag für die 2009er Verfahren 
diesmal zwischen 24,9 % – 0,68 % und damit im völlig glei-
chen Bereich wie bei den Vorjahreserhebungen. Der erzielte 
Mittelwert liegt bei 9,34  %. Damit zeigt sich erneut eine 
Konsolidierung der bereits für die Vorjahre festgestellten 
Werte (2004 – 2006: 9,3 %; 2007: 10,37 %; 2008: 9,12 %) 
auf hohem Niveau:

➞ Über 6 Jahre liegt der Mittelwert bei 9,53 % (über alle 
schlussgerechneten Verfahren).31

Der bundesweite Wert nach Angaben des Bundesamts für 
Statistik liegt seit Jahren zwischen 2 % – maximal 5 %. Die 
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34 Bei dieser Frage ist es durchaus möglich, dass Absonderungsrechtsverwer-
tungen Erlöse ergeben, die über der eigentlichen „Teilungsmasse“ liegen.

35 Divisor: nur Verwalter, die Verfahren mit Absonderungsrechten gemeldet 
hatten.

36 S. dazu die derzeitigen Diskussionen rund um eine Änderung des § 56 InsO 
im DiskE „ESUG“ zugunsten der „Hauptgläubiger“.

37 Vgl. dazu Smid, NZI 2009, 669.

38 Zu Defiziten Kahlert, ZIP 2010, 1274; Bichlmeier, AiB 2010, 252; Pieken-
brock, ZZP 2009, 63 ff.; Uhlenbruck, ZInsO 2005, 514; Pape/Uhlenbruck, 
ZIP 2005, 417. Zur Historie der InsO und dem Kampf um die Frage der 
Berücksichtigung von Absonderungsrechten: Paulus, JZ 23/2009, 1148, 
1155.

39 Z.B. durch „Angriff“ auf die Sicherungsabtretungswirksamkeit, Bestimmt-
heit der Abtretung, Klauselfestigkeit, Anfechtbarkeit etc. Ob dies den Ab-
sonderungsberechtigten gefällt oder nicht: Es ist Aufgabe des Verwalters.

des Sicherungsrechts ein, trotzdem, da diese Faktoren empi-
risch bei allen Verfahren vorkommen können, sind die Erhe-
bungswerte auch Aussagen über die Tätigkeit des Verwalters 
gegenüber den Sicherungsgläubigern.

Bei der zweiten Frage gab es folgendes Gesamt-Ergebnis: 
Gezahlt auf Absonderungsrechte: Spanne: 0 (2,9) – 44,2 %; 
Mittelwert 2009: 24,5  % (2008: 18,6  %; 2007: 21,2  %; 
2004 – 2006: 10 % – 20 %). D.h.:

➞ Der „Abwehrerfolg“ liegt damit im Durchschnitt wieder 
fast genau bei 10 % wie in den Vorjahren, d.h. im „Schnitt“ 
wurden die Absonderungsrechte um 10  % herabgesetzt.39 
Auch hier ist die Konkordanz des Werts verblüffend zu den 
Vorjahresuntersuchungen, was die Validität der Ergebnisse 
bestätigt.

➞ Im Schnitt über die Jahre wird ca. ein Fünftel der Tei-
lungsmassen auf Absonderungsrechte gezahlt.

c)

In wie viel Prozent der schlussgerechneten Verfahren wur-
den Absonderungsrechte geltend gemacht?

Diese Frage erhebt rein empirisch die insolvenzpolitische 
Bedeutung der sog. Absonderungsgläubiger, indem sie die 
Häufigkeit von deren Verfahrensbeteiligung misst.

Bei der dritten Frage ergab sich ein durchschnittlicher Anteil 
von 31,1 % bei einer Spanne von 0 (12,5 % nächstfolgender 
Wert) – 70 % (2008: 37,7 %; 2007: 35,3 %; 2004 – 2006: ca. 
25 %) der Verfahren, in denen Absonderungsrechte geltend 
gemacht wurden.

Auch hier zeigt sich ein relativ enger Korridor der bisheri-
gen Werte mit Anspruch auf empirische Verlässlichkeit: Nur 
in ca. einem Drittel der Unternehmensinsolvenzverfahren 
werden überhaupt Absonderungsrechte geltend gemacht. 
Dies relativiert deutlich die Bedeutung dieser Gläubiger-
gruppe, wenn auch im Einzelfall die Höhe der Rechte sehr 
bedeutend sein kann.

der Absonderungsrechte) sowie das Ergebnis des Verwalters 
bei der Überprüfung der wirksamen Begründung derselben.

a)

Wert der geltend gemachten Absonderungsrechte (Verwer-
tungserlös der Gegenstände, aus denen Absonderungsrech-
te behauptet werden) im Verhältnis zur Teilungsmasse?

Achtung: hier Teilungsmasse inklusive Absonderungsrechte.

Mit der Orientierung am Verwertungserlös war der Einfluss 
von marktmäßigem Wertverfall ausgeschlossen, da diese 
Frage hinterher ansetzt.

Bei der ersten Frage ergab sich 2009 folgende Antwort-
Struktur (bezogen nur auf diejenigen Verwalter, die über-
haupt schlussgerechnete Verfahren mit Absonderungsrech-
ten meldeten): geltend gemachte Absonderungsrechte nach 
Verwertungserlös: Spanne: 0 (2,9) – 100 (95,2);34 der Mittel-
wert liegt bei 36,3 %35 (2008: 28,7 %; 2007: 33,65 %; Vor-
jahre: andere Fragestellung).

Bewertung: Absonderungsberechtigte reklamieren ca. 1/3 der 
Teilungsmassen. Es liegt die Schlussfolgerung nahe, die in-
solvenzpolitische Bedeutung der absonderungsberechtigten 
Gläubiger damit zu relativieren, z.B. auch bei Fragen der Ver-
walterauswahl, wo diese häufiger einmal Mitspracherechte 
wegen ihrer finanziellen Beteiligung im politischen Raum re-
klamieren.36 Die häufige gehörte Feststellung: „Absonde-
rungsberechtigte greifen alles ab“ ist mithin nicht richtig.

b)

Summe der Zahlungen auf Absonderungsrechte im Verhält-
nis zur Teilungsmasse (Teilungsmasse inklusive Absonde-
rungsrechte)? Achtung: Bei der Ermittlung der Gesamtquo-
te ist nur durch die Verfahren zu teilen, in denen werthaltige 
Absonderungsrechte vorhanden waren.

Mit dieser Fragestellung wird direkt die Auszahlung auf die 
Absonderung gemessen.

Bei Vergleich des Frage 1-Werts zu dem Frage 2-Wert ist 
nunmehr eine direkte „Abwehrleistung“ des Verwalters er-
sichtlich.

Der Begriff „Abwehrleistung“ ist bei absonderungsberech-
tigten Gläubigern auf Kritik gestoßen, sie haben vorgetra-
gen, der Verwalter sei ihnen gegenüber nicht kontradikto-
risch zu verorten, er habe nichts „abzuwehren“. Diese 
Sichtweise ist unkorrekt: Zunächst gilt der Gläubigergleich-
behandlungsgrundsatz aus §  1 InsO den der Verwalter im 
Wege der Überprüfung des Absonderungsrechts (ist es wirk-
sam begründet? Ist es anfechtbar?)37 durchzusetzen hat.38 
Der Verwalter hat daher sehr wohl ungerechtfertige Ansprü-
che aus angeblichen Sicherungsrechten „abzuwehren“. Na-
türlich fließt in eine verminderte Auszahlung an Sicherungs-
gläubiger auch der Kostenbeitrag und eventueller Wertverlust 



ZInsO-AufsätzeZInsO 5/2011 175

40 Kirstein, ZInsO 2006, 966; weitere Untersuchungsergebnisse und Begriffs-
erläuterung: Kirstein, ZInsO 2008, 131.

41 Frind, ZInsO 2009, 1683.

42 In Verfahren ohne vorläufige Verwaltung ist der Wert laut Vermögensver-
zeichnis/Bericht gem. §§ 153, 156 InsO zugrunde zu legen. Zu berücksich-
tigen sind nur Verfahren mit vorhandenen Debitoren.

43 Logischerweise sind bei dieser Fragestellung Ergebnisse über 100 % mög-
lich. D.h.: Hat der Verwalter die Debitorenforderung so vorsichtig bewertet, 
dass er ein Vielfaches dessen später hereinholt, gibt er einfach 100 % an 
und nicht mehr [Beispiel: Bewertung der Forderung selbst im Antrag auf 
Vergütung als vorläufiger Verwalter noch mit „1,--EUR“. Später werden 
aus der Forderung 1.000 € erzielt. Eigentlich müssten „1000%“ in die ver-
walterinterne Berechnung seines Durchschnittswerts einfließen, er setzt 
diesen Wert aber auf 100 %, d.h. volle Erzielung der Forderung]. Dies ist im 
Ergebnis als korrekt und empirisch unbedenklich anzusehen.

44 Ist die Bewertungsbasis die Angabe zum Anteil der Debitoren an der Tei-
lungsmasse im Antrag auf vorläufige Verwaltung, gilt: Wird der Antrag erst 
spät nach Eröffnung eingereicht, muss die Annäherung an 100 % natürlich 
höher sein, da dann das Wissen des Verwalters um die Werthaltigkeit der 
Debitoren weit größer ist.

„Buchbestand“ befindlichen Forderungen können in der Tat 
nicht eingezogen werden, da entweder längst bezahlt, hoch 
streitig (zu Recht) oder verjährt. Als Bewertungsgrundlage 
fand man den Vergütungsantrag des vorläufigen Verwalters, 
d.h. seine eigene Angabe zum Wert der Debitorenforderung 
als Bestandteil der Teilungsmasse (da in den meisten der 
Fälle mit Debitoren eine vorläufige Verwaltung angeordnet 
worden ist, der Vergütungsantrag über die vorläufige Ver-
waltung aber meist später erst auf gesicherter Bewertungs-
grundlage gestellt wird bzw. werden sollte).

a)

Wert des Forderungsbestands laut Schlussrechnung zu Wert 
laut Antrag auf Festsetzung der Vergütung des vorläufigen 
Verwalters?42

Im Ergebnis wurde hier 2009 folgende Spanne erreicht: 
48,48  %  – 100  % (gedeckelt).43Gedeckelter Mittelwert 
2009: 91,68 % (Beträge über 100 % wurden auf 100 % ge-
setzt) (2008: 73,6 %; 2007: 82,7 %).

➞ Über 3 Jahre (Fragestellungsdauer bisher) Erhebungs-
zeitraum entsteht damit ein gesicherter Mittelwert von 
82,7 %.

D.h.: Im Schnitt sollte ein Verwalter um die 80 % des Wert-
betrags der von ihm als werthaltig „prognostizierten“44 For-
derungen auch zur Masse ziehen können.

Bei dieser Fragestellung interessant sind nun diejenigen Ant-
worten, die einen durchschnittlichen Wert sehr deutlich unter 
100 % verzeichnen (2008 und 2009 sind hier in wenigen Fäl-
len Werte von um die 50 % vermeldet worden). Hier hat der 
Verwalter im Durchschnitt (!) – mithin häufiger – bei Verfah-
rensabschluss im Debitoreneinzug längst nicht das Ergebnis 
erreicht, das er in seinem Vergütungsantrag „vorläufige Ver-
waltung“ (ersatzweise, sofern es diese nicht gab: Bericht nach 
§ 156 InsO) per Berechnungsgrundlage prognostiziert hatte. 
Hier müsste nachgefragt werden, weshalb diese Bewertungen 
zu hoch vorgenommen wurden und, ob sie künftig nicht rea-

3. Durchschnittliche Mehrung der Masse auf-
grund der Durchsetzung von Ansprüchen 
gegen Dritte (Anfechtung, Haftung der Vertre-
ter, Eigenkapitalersatzansprüche, Stammein-
lageansprüche etc.)

Diese Kategorie misst die Fähigkeit des Verwalters, das 
„virtuelle“ Vermögen40 zu erschließen und zeigt den bedeu-
tenden Anteil dieser Ansprüche an der Massemehrung auf.

In dieser Fragekategorie ergab sich in 2009 eine Spanne von 
3 % – 78,77 %.

Der Mittelwert lag bei 37,14  % (2008: 30,4  %; 2007: 
36,6 %; 2004 – 2006: 26,4 %).

➞ Damit liegt der Gesamtmittelwert über 6 Jahre empirisch 
sehr verlässlich bei durchschnittlich 32,65 %.

D.h.: Im Schnitt (!) wurden die Massen um mehr als 1/3 
durch „erkämpfte“ insolvenzspezifische Ansprüche gemehrt 
(was bei einem Anteil von 50 % der Verfahren im nicht mas-
sehaltigen Bereich [= bis 25.000 € Teilungsmasse, s.o.] als 
Notwendigkeit für die Eröffnungsprognose nachvollziehbar 
ist).

Betrachtung nach Größenklassen:

Weiterhin ist bei einer Betrachtung innerhalb der v.g. „Grup-
pen“ von Verwaltern darauf hinzuweisen, dass „Ordnungs-
verfahrensverwalter“ i.d.R. in dieser Kategorie höhere Wer-
te erzielen als „Betriebsfortführungsverwalter“. Dieses 
Ergebnis wurde bereits in der Vorjahresuntersuchung fest-
gestellt41 und ist völlig signifikant.

So erzielte z.B. ein Verwalter mit der Verfahrensverteilung 
nach Größenklassen 5/7/8 in dieser Kategorie nur 11,68 %, 
wohingegen ein Verwalter mit der Verteilung 7/3/2 48 %; ein 
anderer mit 7/3/0 sogar 59,66 % erzielte. Dies kann damit zu 
erklären sein, dass bei einer Betriebsfortführung weniger An-
reiz besteht, jede Form der Massemehrung auszuschöpfen, 
kann aber auch damit zu erklären sein, dass eine verhältnis-
mäßig zeitnahe Antragstellung eines noch laufenden Betriebs, 
die zumindest bei „großen“ Verfahren wenigstens häufiger 
vorkommt, als bei Ordnungsverfahren, wo der Betrieb i.d.R. 
längst bei Antragstellung eingestellt ist, weniger Anfech-
tungs- und Schadensersatzansprüche der Masse produziert.

4. Durchschnittliche Beitreibungsquote vor 
Antragstellung entstandener Forderungen 
gegenüber Debitoren

Mit dieser Kategorie soll erforscht werden, ob der Verwalter 
im empirischen Durchschnitt vorgefundene Debitorenfor-
derungen auch einzuziehen sucht. Das Gericht hat in dieser 
Kategorie seit 2007 seine Fragestellung substanziiert: Es 
suchte nach einer „realistischeren“ Bewertungsanfangs-
grundlage für den noch vom Verwalter „vorgefundenen 
Wert“ der Forderungen des Unternehmens, denn manche im 
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45 Die Zusammenstellung der gemeinten Kosten ist Frind, ZInsO 2008, 129 
oder dem Originalfragebogen (www.bakinso.de/Informationen/Materialien 
zur Verwalterauswahl) zu entnehmen.

46 Zur Definition dieser Begriffe s.o. im Text.

47 Berücksichtigt man alle Verwalter, die Meldungen abgaben, erhöht sich der 
Wert geringfügig auf 78.

➞ Bei Vergleichen mit Untersuchungen, die Netto-Werte 
zugrunde legen sind, daher 8 % – 9 % (Einfluss auf Durch-
schnittwerte über alle Verfahren) abzuziehen, d.h. der Mit-
telwert läge bei 53 %.

Betrachtung nach Größenklassen:

Bei Berücksichtigung der von acht  – neun Verwaltern in 
den Jahren 2007 – 2009 mitgeteilten Aufsplittung der Ver-
fahrenskostenanteile nach Größenklassen ergibt sich insge-
samt folgendes Bild:

•	 TM bis 25.000 €: 73,6 %

•	 TM bis 250.000 €: 56,9 %

•	 TM über 250.000 €: 19,6 %.

Erstmals können damit für die einzelnen Größenklassen, da 
nunmehr genug Werte zur Verfügung stehen, empirisch vali-
de „Untergruppen-Werte“ genannt werden.

Der Verfasser hat des Weiteren alle befragten Verwalter 
nach seiner v.g. Definition in drei „Gruppen“ gefasst,46 um 
Mischverteilungen und dem gemäßen Kostenwertmischun-
gen gerecht zu werden und, um danach gruppenspezifische 
Soll-Mittelwerte auswerfen zu können:

•	 „Ordnungsverfahrensverwalter“: 67 %;

•	 „Sowohl-als-auch-Verwalter“: 61 %;

•	 „Viel-Masse-/Betriebsfortführungsverwalter“: 48 %.

Auch hier ist wieder eine Konkordanz der Werte der Unter-
suchungen festzustellen, die deren Validität bestätigt.

Problematisch sind hier Verwalter, die über die  Jahre hin-
weg, ohne im Bereich der „Ordnungsverfahrensverwalter“ 
angesiedelt zu sein, Kostenanteile von annähernd 80 % an 
der Teilungsmasse verursachen (s. unter III.).

6. Fortführungserfolg (auch die übertragende 
Sanierung)

Diese Fragekategorie misst im Prinzip die Sanierungsfunk-
tion des Insolvenzverfahrens.

a)

Zunächst wurde in dieser Kategorie die Anzahl der bei An-
tragstellung noch laufenden Betriebe abgefragt: Nur 75 Be-
triebe47 liefen bei Antragstellung noch (2008: 91; 2007: 97 
Betriebe), Spanne pro Verwalter (ohne „0“): 1 % – 10 %.

listischer gestaltet werden können bzw. bessere Ergebnisse 
im Debitoreneinzug erzielt werden können.

b)

Anteil der beigetriebenen Beträge Debitoreneinzug zur gesam-
ten Teilungsmasse und hatte den Zweck der Messung der Be-
deutung des Debitoreneinzuges für die Gesamtmasse (also wie 
bedeutsam ist der Debitoreneinzug für die Gesamtmasse?).

Die Spanne lag hier 2009 zwischen 4,3 % – 75,9 % (Vor-
jahr: 1,32 % – 72,4 %). Der Mittelwert lag 2009 bei 26,54 % 
(2008: 28 %; 2007: 32,3 %; 2004 – 2006: 25,2 %).

Daraus ergibt sich eine interessante Bewertung zur Zusam-
mensetzung der Massen: Durchschnittlich ein knappes 1/3 
der Teilungsmassen resultiert damit in Unternehmensinsol-
venzverfahren – ganzheitlich betrachtet – aus Debitorenein-
zug; in Betriebsfortführungsverfahren kann der Anteil deut-
lich höher liegen. Wie sich aus Fragestellung Nr. 3 ergibt, 
resultiert ein weiteres knappes Drittel aus Anspruchseinzug 
des „virtuellen Vermögens“. Ausgezahlt wird ein Fünftel im 
Schnitt auf Absonderungsrechte (s. Frage Nr. 2).

➞ D.h.: Gleich zwei Kategorien, die ausschließlich von der 
Leistung des Verwalters abhängig sind, denn vorgefundene 
Werte verwerten, kann (fast) jeder, bestimmen maßgeblich 
die Zusammensetzung der Teilungsmassen! Dieser Befund 
belegt die unmittelbare Notwendigkeit, nur leistungsfähige 
Verwalter zu bestellen.

5. Anteil der Summe aller Verwaltungs- und 
Verwertungskosten45 (Bruttokosten) an der 
Gesamtmasse

In dieser Fragekategorie war es – auf Wunsch der Verwal-
ter – ihnen wiederum wie in den Vorjahren freigestellt, die 
Durchschnittwerte bei dieser Frage gesondert in den drei 
„Verfahrensgrößenklassen“ (s.o.) mitzuteilen, um deutlich 
zu machen, woher eventuelle als „zu hoch“ empfundene 
Werte stammen. Leider machten nur acht Verwalter von die-
ser Möglichkeit Gebrauch.

Es ergab sich für 2009 eine Spanne von 24,5 % – 86,65 % 
Kostenanteil an Teilungsmasse.

Der generelle Mittelwert liegt bei 59,54 % (2008: 60,12 %; 
2007: 62,73 %; 2004 – 2006: 62,13 %).

Wiederum bemerkenswert ist die Konkordanz der Werte 
über drei Untersuchungen hinweg!

➞ Es ergibt sich mithin über 6 Jahre nunmehr ein valider 
Wert über sämtliche Größenklassen hinweg von durch-
schnittlich 61,1 %.

Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Hamburger Erhebung 
Bruttowerte der einzelnen Kostenpositionen zugrunde legt.
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48 Der Verband der Insolvenzverwalter Deutschlands hat 2010 in einem Sch-
reiben an das BMJ, um die Auswirkungen eines möglichen Fiskusprivilegs 
darzustellen, seine Mitglieder gebeten, die Befriedigungsquoten der unge-
sicherten Gläubiger „in den letzten 20 schlussgerechneten IN-Verfahren“ 
(E-Mail v. 10.6.2010 und v. 22.7.2010) darzustellen (und dann ihre Verrin-
gerung bei Eintreffen des Fiskusprivilegs). Abgesehen davon, dass somit 
auch natürliche Personen-Verfahren erfasst werden, ist dies kein empirisch 
korrektes Vorgehen, sondern willkürlich. Die Auswertung kam zu einer 
durchschnittlichen Quote der sich beteiligenden VID-Mitglieder von ca. 
11,36 % für ungesicherte Gläubiger (Schreiben Dr. Beck v. 7.7.2010). Es 
wäre aber schön, wenn sich die VID-Mitglieder künftig an diesem Wert als 
Leistungshürde festhalten ließen.

49 Vgl. dazu HambKomm-InsO/Frind, 3. Aufl., § 56 Rn. 22 m.w.N.

IV. Nutzen und Übertragung der Erhebung auf 
andere Insolvenzgerichte

Zur Einschätzung von Verwalterleistungen genügt meist die 
eingehendere Betrachtung einiger weniger Kategorien. Inte-
ressant sind insbesondere die Kategorien Nr. 1, 3, 5 und 6.

Nutzen für Bewerbungsverfahren

Bei Bewerbungsverfahren von Verwaltern, die bereits bei 
anderen Gerichten mehrjährig tätig sind, können diese auf-
gefordert werden, testiert, ihre bisherigen jährlichen Durch-
schnittsergebnisse der z.B. in den letzten 3 Jahren schluss-
gerechneten Verfahren mitzuteilen. Es ist darauf zu achten, 
dass die Gesamtzahl der basierten schlussgerechneten Ver-
fahren für den Verwalter repräsentativ und vollständig ist, 
d.h. der Verwalter darf keine Verfahren auslassen oder aus-
suchen.48 Zu veranschlagen ist daher mindestens eine Zahl 
von 30 ausgewerteten schlussgerechneten Verfahren. Der 
Bewerber müsste dann die o.g. Durchschnittswerte  – ggf. 
mit Abschlägen in Abhängigkeit von den „Größenklassen“ 
seiner Verfahren – erfüllen.

Kontinuität in wichtigen Abfragekategorien

Weiterhin kann bei kontinuierlichen Erhebungen über meh-
rere  Jahre hinweg beobachtet werden, dass ein Verwalter 
sich z.B. in einer bestimmten Kategorie besonders „ver-
dient“ macht:

Verwalter Z hat z.B. über mehrere Jahre hinweg z.B. in der 
Kategorie „Massemehrung durch Drittansprüche“ mit 
23,3 %, 38 % und 62 % genau wie Verwalter Q mit 31 %, 
43 % und 47 % immer eine konsequent gute, ja überdurch-
schnittliche Leistung.

Es bestehen hier somit ersichtlich besondere Fähigkeiten/
Kenntnisse. Diese darf der Insolvenzrichter bei Bestellun-
gen nicht unberücksichtigt lassen.

Allerdings kann eine solche „Kontinuitätsbetrachtung“ auch 
regelhaft schlechte Ergebnisse aufdecken: Verwalter B ist 
„Sowohl-als-auch-Verwalter“ und hat mit 78 %, 70 % und 
77  % kontinuierlich eine zu hohe Kostenquote, wie z.B. 
auch ein Verwalter C, der ebenfalls kein „Ordnungsverfah-
rensverwalter“ ist, und mit 62 %, 81 % und 77 % einen zu 
hohen Kostenanteil an der Masse hat. Hier ist unbedingt zu-

Es überrascht immer wieder, wie wenige noch wirklich lau-
fende Betriebe pro Jahr Antrag stellen.

b)

Anzahl der nach Eröffnung bis mindestens zum Berichtster-
min fortgeführten Betriebe/Unternehmen (inklusive über-
tragende Sanierungen)?

Hier wurden 2009 44 Betriebe gemeldet (2008: 49; 2007: 
53) bei einer Spanne von 1 % – 8 % pro Verwalter.

Aus den v.g. Werten lässt sich unproblematisch die „Fort-
führungsquote“ errechnen: 58,7  % der bei Antragstellung 
laufenden Betriebe wurden bis zum Berichtstermin fortge-
führt (2008: 54 %; Vorjahr: 54,6 %). Überraschenderweise 
wurden damit erneut annähernd die Hälfte der Betriebsfort-
führungsverfahren mit Verfahrenseröffnung eingestellt. Da 
bei den „Fortführungen“ auch übertragene Sanierungen mit-
zählen, ist die Sanierungsquote nicht sehr überzeugend.

➞ Jedenfalls hat sich über 3 Jahre hinweg eine anzusetzende 
Fortführungsquote von mindestens 55 % als valide erwiesen.

c)

Bei der dritten Frage – Quote der erhaltenen Arbeitsplätze – 
ergab sich eine Spanne: 7,7 % – 100 %.

Der Mittelwert liegt damit bei 61,63 % (2008: 57,6 %; 2007: 
52,3 %; 2004 – 2006: 56,5 %).

➞ Über alle 6 Jahre hinweg kann daher ein Mittelwert von 
57 % für den Arbeitsplatzerhalt gebildet werden.

Auch in dieser Kategorie zeigt sich damit eine Konkordanz 
der erhobenen Werte.

Erneut erweist sich bei diesem Parameter, dass die Werte 
des Bundesstatistikamts, welches in diesem Bereich einen 
der wenigen Werte zu Insolvenzverfahren erhebt und eben-
falls davon ausgeht, dass in der Insolvenz im Schnitt die 
Hälfte der Arbeitsplätze verlorengehen, bestätigt werden.

7. Insolvenzplanhäufigkeit

In dieser Kategorie konnten nur 3 Verwalter je einen Plan 
melden (Vorjahresuntersuchung 2008 und 2007: ebenso; 
2004 – 2006: 4 Verwalter meldeten je 1 Plan). Damit ist die 
Praxisrelevanz des Planverfahrens erneut als gering gekenn-
zeichnet.

➞ Es ist hier bereits – leider – als bemerkenswert zu ver-
zeichnen, wenn ein Insolvenzverwalter einen Insolvenzplan 
in Unternehmensinsolvenzverfahren pro Jahr vermelden 
kann.



ZInsO-Aufsätze178 ZInsO 5/2011

50 Zu den bisherigen Mängeln der Erhebungen von destatis in Insolvenzver-
fahren: Knospe, ZInsO 2009, 2276; Frind, ZInsO-News-Letter 1/10; zum 
DiskE „ESUG“ und dessen Mängeln beim Insolvenzstatistik-Teil: Frind, 
ZInsO 2010, 1524 f.; BAKinso e.V. v. 16.11.2010, ZInsO 2010, 2229.

V. Fazit

Die fortgeschriebene Kennzahlerhebung ermöglicht dem 
Insolvenzrichter zunehmend verlässlichere Bewertungs-
möglichkeiten, da die Zahlenbasis sich kontinuierlich ver-
größert. Bereits jetzt zeigt sich, dass der Wert der Erhebun-
gen durch zunehmende Wiederholung (oder Ausweitung auf 
mehrere Jahre) der Erhebung steigt und Verwalterarbeit im-
mer verlässlicher beurteilt werden kann, da der einzelne 
Verwalter nicht fürchten muss, durch einmalige „schlechte“ 
Werte negative Folgen zu erleiden. Insolvenzverwalter wer-
den daher „ihre“ Verfahrenskennzahlen künftig auch für an-
dere Gerichte parat haben müssen.

Die verwaltergestützte Erhebungsweise ist empirisch ver-
lässlich, da nunmehr der mehrjährige Vergleich die Verifizie-
rung von Mittelwerten in den Abfragekategorien ermöglicht. 
Die Mittelwerte in den einzelnen Kategorien liegen weitge-
hend im Bereich der Vorjahresuntersuchungen, teilweise fast 
exakt. Bei der Anzahl der befragten Verwalter und der Band-
breite der mitgeteilten Einzelwerte ist dies nicht manipulier-
bar, sondern spricht für empirische Validität der Werte.

Für wichtige Abfrage-Parameter, wie z.B. die Quote der Be-
friedigung ungesicherter Gläubiger, die Mehrung der Masse 
durch Verfolgung insolvenzspezifischer Ansprüche, den 
Verwaltungs- und Verfahrenskostenanteil, sowie die Fort-
führungsquote, lassen sich  – in einigen Frage-Kategorien 
nach Größenklassen von Teilungsmassen aufgesplittet  – 
nunmehr klare Mittelwert-„Korridore“ nennen (s.o.), die 
über einen Mitteilungszeitraum von mehreren Schlussrech-
nungsjahren erreicht werden müssten, um eine leistungsge-
rechte Insolvenzverwaltung darzustellen.

nächst nach den Ursachen zu fragen. Es könnte z.B. sein, 
dass der jeweilige Verwalter Verfahren von einem entlasse-
nen Verwalter übernommen hat, deren Ablauf er nicht mehr 
beeinflussen konnte, oder ein Verwalter erhält hauptsächlich 
Verfahren nur von einem Insolvenzrichter und der ordnet 
immer sofort die vorläufige „schwache“ Verwaltung, auch 
ohne Anregung durch den Verwalter, an, sodass die Kosten-
quote dadurch überproportional hochgetrieben wird.

Weder die zzt. von Verwalterverbänden beschlossenen 
„Grundsätze ordnungsgemäßer Insolvenzverwaltung“, 
„Excellence-Initiativen“ oder die im BMJ diskutierte „Be-
rufsordnung“ für Insolvenzverwalter noch eine flankieren-
de „Zulassungsordnung“ werden in der Lage sein, eine 
verlässliche Qualität von Insolvenzverwaltung in Deutsch-
land einzuführen, oder gar kontinuierlich zu garantieren. 
Die schlichte Frage: „Und was leisten Sie im Durch-
schnitt?“ ist immer noch die zielführendste Fragestellung 
der Insolvenzgerichte an Verwalter jenseits schöner Büros 
und beeindruckender Briefköpfe. Vor dem Hintergrund 
sinkender Verfahrenszahlen in Unternehmensinsolvenz-
verfahren und weiterhin „zu langer“ Vorauswahl-Listen 
dürfte eine Erfolgsprüfung von Insolvenzverwaltung 
„noch nie so wertvoll wie heute“ gewesen sein. Für junge 
Verwalter bzw. Verwalterbewerber muss zur Anwendbar-
keit der Methodik – Erfüllung der übrigen Voraussetzun-
gen angenommen  – eine mehrjährige Erprobungsphase 
ohne Listenaufnahmegarantie ermöglicht werden.49 So-
bald das Insolvenzstatistikgesetz in zureichender Weise 
geändert ist,50 werden in einigen Jahren auch bundesweite 
Werte zum Vergleich zur Verfügung stehen, zumindest in 
einigen der genannten Kategorien. Der Verfasser ist davon 
überzeugt, dass die v.g. Werte denjenigen in etwa entspre-
chen werden, dass zeigt die bisherige Langzeitbeobach-
tung.

Wissensmanagement in der Insolvenzverwaltung
Von Dipl. Wirtschafts-Ing. Thomas Dobler, Bretten

In der Literatur werden die Berufe von Rechtsanwälten, Steuerberatern, Wirtschaftsprüfern und Unternehmensberatern als 
wissensintensiv beschrieben. Das individuelle Wissen der Berufsträger und ihrer Mitarbeiter stellt die wesentliche Ressour-
ce zur Erbringung der (Beratungs-)Leistung dar. Wettbewerbsvorteile können sich diejenigen Berater erarbeiten, welche 
umfassendes und wertvolles Wissen besitzen und dies effektiver und effizienter bereitstellen können als die Mitbewerber und/
oder die dieses Wissen so bereitstellen können, dass der Mandant optimal versorgt werden kann. Als erschwerende Randbe-
dingungen kommen Aspekte hinzu wie Zeit- und Kostendruck, steigende Anforderungen der Mandanten sowie schneller 
Wechsel in der Mitarbeiterstruktur.

I. Herausforderungen für Wissensmanagement 
in beratenden Berufen

Gehen nun die Berater in Bezug auf das Management ihrer 
wesentlichen Ressource „Wissen“ vorbildlich um? Werden, 
speziell im Bereich der Sanierungsberatung die eigenen Er-
kenntnisse rund um das Thema Wissensmanagement ge-

nutzt, um beim Mandanten zu dessen Nutzen ähnliche Sys-
teme als Beratungsleistung zu implementieren und  – als 
Dauermandat – mit zu pflegen? Und sei es „nur“ beim Auf-
bau eines LCM1 – bzw. eines Compliance-Systems?

1 Legal Contract Management.


